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indésirables. M. Orlando m’a dit qu’il nous comprenait fort bien, mais que nous 
devions comprendre combien il était pénible pour des ouvriers et employés démo­
bilisés de devoir attendre des semaines et des mois avant de pouvoir reprendre 
leur travail qu’ils avaient quitté en Suisse avant la guerre.

A ce propos, il m’a dit que la Croix-Rouge italienne possédait en Suisse pour 
trois millions de vivres qu’elle voudrait répartir entre les familles italiennes néces­
siteuses. Le Gouvernement avait donné à ce propos des instructions précises à sa 
Légation de Berne. La Douane fédérale réclame des droits d’entrée pour ces 
denrées.1 Le Gouvernement royal demande aux Douanes fédérales de renoncer à 
ces droits. Si la Douane n’y consent pas, on lui demande de ne pas attendre le 
paiement de ces sommes pour procéder à la répartition de ces denrées périssables, 
le Gouvernement garantissant pour la Croix-Rouge le paiement des sommes qui 
seraient dues à l’Administration fédérale.

Je vous laisse le soin de voir comment cette affaire pourra être réglée: Comme 
il s’agit d’une entreprise humanitaire, je  pense que nous aurions tout avantage à 
nous montrer très larges et généreux.

1. Remarque manuscrite en marge: Durch Zolldirektion mit 'italienischer] Gesandtschaft bereits 
erledigt. 12.111.1919.
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Le Chef du Département de l’Economie publique, E. Schulthess, 
aux Délégués du Conseil fédéral pour les Questions économiques 

et industrielles, H. Heer et H. Grobet-Roussy

L n° 1574. 95 /  F. Kohlenversorgung Bern, 8. März 1919

Wir hatten soeben den Besuch des Herrn Craigie, der uns mitteilte, er habe uns 
hinsichtlich unserer Kohlenversorgung namens der englischen Regierung eine Er­
öffnung zu machen, die uns vielleicht im ersten Augenblick enttäuschen werde. 
Die Wendung, welche die Dinge durch die Intervention der englischen Regierung 
nehme, sei indessen mit unsern tatsächlichen Interessen sehr wohl vereinbar. Die 
englische Regierung habe erst in jüngster Zeit erfahren, dass wir mit Belgien we­
gen der Lieferung belgischer Kohlen in Unterhandlungen stehen und von dieser 
Seite auch bereits gewisse Zusicherungen erhalten hatten. England müsse nicht 
nur Frankreich, sondern auch Belgien bedeutende Mengen Kohlen liefern und 
könne nun nicht zulassen, dass Belgien, welches die englischen Kohlen zu dem für 
die Alliierten festgesetzten Vorzugspreise erhalte, seinerseits ein entsprechendes 
Quantum an die Schweiz zu hohem Preise weiterverkaufe. England wolle dieses 
Geschäft direkt mit der Schweiz machen. Die Kohlenausfuhr sei eines der wich­
tigsten Mittel, um die englische Valuta zu stützen, und es erscheine unnatürlich 
und unbillig, dass die englischen Kohlen gewissermassen zuerst nach Belgien und 
von hier aus mit einem tüchtigen Aufschlag nach der Schweiz gebracht werden.
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Die englische Regierung habe daher der belgischen bereits mitgeteilt, dass, wenn 
Belgien weiter auf englische Kohlenlieferungen Anspruch machen wolle, die 
Exporte nach der Schweiz aufhören müssen. Es liege der englischen Regierung 
durchaus ferne, die Kohlenversorgung der Schweiz irgendwie erschweren zu wol­
len. Im Gegenteil sei England bereit, alles zu tun, was möglich sei, um uns hinrei­
chende Mengen Kohlen zu angemessenem Preise zu liefern. Die Sache müsse in­
dessen bei den gegenwärtigen Verhandlungen in Paris im Zusammenhang mit den 
übrigen Abmachungen über die Kohlenversorgung geregelt werden. Es habe die 
englische Regierung etwas überrascht und unangenehm berührt, von unsern Ver­
handlungen mit Belgien erst verspätet und auf indirektem Wege Kenntnis erhalten 
zu haben; nach ihrer Auffassung wäre es im Hinblick auf die Eigenschaft 
Englands als Kohlenlieferant seiner Verbündeten und namentlich Belgiens ange­
zeigt gewesen, dass wir die britische Regierung von Anfang an in dieser Frage be- 
grüsst hätten.

Wir möchten Sie nun bitten, bei der Weiterführung der Verhandlungen über die 
Kohlenversorgung auf die vorstehenden Mitteilungen Bezug zu nehmen und den 
Standpunkt zu vertreten, dass wir uns grundsätzlich damit einverstanden erklären 
können, auf den Bezug belgischer Kohlen zu verzichten, sofern England sich ver­
pflichtet, uns die von Belgien versprochenen 60’000 t monatlich direkt zu liefern 
und zwar ausser den uns von England schon früher zugesagten monatlich 
3 0 -40’000 t englische Kohlen. Es ist also zu verlangen, dass uns England insge­
samt lOO’OOO t pro M onat liefere. Wie sich England zu diesem Vorschlag stellen 
wird, bleibt abzuwarten. Herr Craigie meinte, ein solcher Vorschlag könnte jeden­
falls diskutiert werden; immerhin sei England wahrscheinlich nicht in der Lage, 
uns so viel zu liefern. Schliesslich werden wir uns eben mit etwas weniger begnü­
gen müssen. Übrigens bestand ja  ohnehin von Anfang an wenig Aussicht, von 
Belgien die vollen 60’0001 pro Monat zu erhalten, da, wie Sie wissen, Belgien 
Kompensationen verlangt und wir fast nichts zu geben haben. Der Ersatz der bel­
gischen Lieferungen durch englische hätte wenigstens den Vorteil, dass die Kom­
pensationsfrage gelöst wäre. Was die Preise anbetrifft, so sollten sie auf jeden Fall 
nicht höher sein als diejenigen der Saarkohlen und der belgischen Kohlen.

Wie Ihnen bekannt ist, haben wir mit Belgien vereinbart, dass von den 60’0001 
20’0001 per Eisenbahn und 40’0001 auf dem Wasserwege zu transportieren sind. 
Die Transporte sowohl per Bahn als per Schiff haben bereits begonnen und der 
erste Zug dürfte in einigen Tagen hier eintreffen. Es ist selbstverständlich von der 
grössten Wichtigkeit, dass diese Transporte einstweilen fortgesetzt werden können 
und zwar bis zu dem Zeitpunkt, wo die englischen Lieferungen effektiv einsetzen. 
Wollen Sie bei den Verhandlungen speziell auch auf dieser Forderung mit allem 
Nachdruck bestehen, damit wir nicht in eine Übergangsperiode hineingeraten, 
während welcher wir weder belgische noch englische Kohlen erhalten. Wir haben 
Herrn Craigie zuhanden der englischen Regierung den Vorschlag gemacht, Bel­
gien möchte ermächtigt werden, uns bis zur effektiven Aufnahme der englischen 
Transporte täglich 2000 t zu liefern. Herr Craigie erklärte, er habe persönlich 
einen Gegenvorschlag in diesem Sinne ohne weiteres erwartet und werde ihn 
seiner Regierung zur Annahme empfehlen.
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Schliesslich möchten wir Sie noch bitten, bei der Aufnahme der Besprechungen 
über die Frage der belgischen Kohlen nicht zu unterlassen, darauf hinzuweisen, 
dass wir unsere Verhandlungen mit Belgien keineswegs etwa absichtlich gegen­
über der englischen Regierung verheimlicht haben. Tatsächlich war uns ja  nicht 
bekannt, dass auch Belgien für seine Kohlenversorgung in einem wesentlichen 
Masse auf England angewiesen ist. Wir glaubten somit bis jetzt keine Veranlas­
sung zu haben, uns wegen der belgischen Kohlen mit England in Beziehung zu 
setzen.

Dieser Brief ist die Folge einer Mitteilung,1 welche Herr Craigie Herrn Dr. 
Bleuler machte, nachdem die ändern Briefe, auch der Brief an Herrn Heer, bereits 
geschrieben waren. Es ist natürlich schwierig für uns, Ihnen in dieser Angelegen­
heit eine ganz bestimmte Instruktion zu geben. Wäre es möglich, auch belgische 
Kohle zu beziehen, so hätte dies natürlich in Beziehung auf den Transport, der 
doch weniger lang ist als von Rotterdam, gewisse Vorzüge. Auch fällt noch die 
Frage der Sortenbeschaffung der Kohle in Betracht. Diese Seite muss ebenfalls 
noch fachmännisch geprüft werden. Wir werden auch Herrn Gorjat verständigen.

Im übrigen gewärtigen wir Ihre Nachrichten und werden auf diese Sache 
zurückkommen.

1. Il s ’agit sans doute de l ’entretien entre Bleuler et Craigie du 24 février 1919, cf. n° 203.
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C O N S E I L  F É D É R A L  
Proposition du Chef du Département politique du 10 mars 1919

Copie
111 My. Reconnaissance de l’Etat tchéco-slovaque

Le 18 octobre 1918, le Gouvernement provisoire de la nation tchéco-slovaque, 
résidant à Paris et présidé par le Professeur Masaryk, fit une déclaration d’indé­
pendance. Tous les Gouvernements alliés reconnurent le Gouvernement tchéco­
slovaque. La Suisse ne pouvait songer à le reconnaître, tant qu’il résidait en 
dehors des frontières du nouvel Etat. Le nouvel Etat lui-même n’existait, d’ail­
leurs, pas encore en fait.

Depuis lors, le Gouvernement tchéco-slovaque se trouve à Prague et l’Etat 
tchéco-slovaque est constitué en fait, bien que ses frontières ne soient pas encore 
déterminées. Nous entretenons avec le nouveau Gouvernement des relations de 
facto, puisque M. Bourcart s’est rendu à Prague, et puisque notre Consul, M. 
Deteindre, continue à y exercer ses fonctions. Nous avons accordé aux autorités 
tchéco-slovaques de nombreuses facilités en ce qui concerne le passage de leurs 
courriers et de leurs télégrammes chiffrés; nous leur avons aussi fait savoir que
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